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VOM 29. MAI 2026 

Das Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) 
als Genehmigungsbehörde 

in Sachen Gesuch vom 13. Januar 2026 

von armasuisse Immobilien, Baumanagement Zentral, Murmattweg 6, 6000 Luzern 30 

betreffend 

BRUGG, ALC AUSSENSTELLE AUFELD; 
UNTERST AND 5854/UB FÜR P ATROUILLENBOOTE 

stellt fest: 

1. Das Baumanagement Zentral von armasuisse Immobilien reichte der Genehmigungsbe­ 
hörde am 13. Januar 2026 das Projekt zur Optimierung und Erweiterung des bestehenden 
Unterstands für Patrouillenboote bei der Logistik-Aussenstelle Brugg zur Beurteilung ein. 
Die Genehmigungsbehörde führte dazu ein vereinfachtes militärisches Plangenehmigungs­ 
verfahren durch. 

2. Die Genehmigungsbehörde führte das Anhörungsverfahren bei den betroffenen kommuna­ 
len und kantonalen Behörden sowie bei den interessierten Bundesbehörden durch. fol­ 
gende Stellungnahme sind eingegangen: 
- Kanton Aargau vom 5. und vom 23. März 2026 
- Stadt Brugg vom 11. März 2026 
- Bundesamt für Umwelt BAFU vom 20. April 2026 

3. Die Gesuchstellerin nahm am 23. April 2026 zu den eingegangenen Anträgen und Bemer­ 
kungen Stellung. 

4. Auf die Vorbringen und die sich bei den Akten befindlichen Schriftstücke wird - soweit 
entscheidwesentlich - in den nachfolgenden Erwägungen eingegangen. 



zieht in Erwägung: 

A. Formelle Prüfung 

1. Sachliche Zuständigkeit 
Das Vorhaben betrifft militärische Infrastruktur, weshalb die militärische Plangenehmigungs­ 
verordnung anwendbar und das Generalsekretariat VBS für die Festlegung und Durchführung 
des militärischen Plangenehmigungsverfahrens zuständig ist (Art. 1 Abs. 1, Abs. 2 Bst. b und 
d, Art. 2 MPV). 

2. Anwendbares Verfahren 

Im Rahmen der Vorprüfung nach Art. 7 MPV hat die Genehmigungsbehörde festgestellt: 
a. Das Vorhaben untersteht dem vereinfachten militärischen Plangenehmigungsverfahren, da 

es das äussere Erscheinungsbild nicht wesentlich verändert, sich nur unerheblich auf Raum 
und Umwelt auswirkt und keine Drittinteressen tangiert (Art. 128 Abs. 1 Bst. b Militärge­ 
setz, MG; SR 510.10). 

b. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist nicht notwendig, weil es sich vorliegend 
weder um eine wesentliche bauliche Änderung noch um eine Erweiterung einer UVP­ 
pflichtigen Anlage handelt. 

c. Das Vorhaben wirkt sich weder erheblich auf Raumordnung und Umwelt aus noch sind die 
Kriterien gemäss Sachplan Militär Programmteil 2017, Kapitel 6.2 erfüllt, weshalb es nicht 
als sachplanrelevant einzustufen ist. 

B. Materielle Prüfung 

1. Projektbeschrieb 
Das Projekt umfasst den Umbau und die Erweiterung der bestehenden Lagerhalle (5854/UB) 
für Patrouillenboote bei der Logistik-Aussenstelle Brugg. Die bestehende, teilweise offene 
Halle bietet keinen ausreichenden Schutz für die gelagerten Einsatzmittel. Durch die Anschaf­ 
fung von fünf zusätzlichen Einsatzbooten wird die Erstellung eines geschlossenen, normge­ 
rechten Anbaus erforderlich, der einen wirksamen Schutz vor Witterungseinflüssen gewähr­ 
leistet. 

2. Stellungnahme der Stadt Brugg 

Die Stadt Brugg begrüsste das Vorhaben und stellte die folgenden Anträge: 
Umwelt 
(l)Die Hecken gemäss Situationsplan «Ersatz: Hecke Abstellplatz» vom 26. März 2012 seien 

auf dem Plan «13 Fassadenbepflanzung» zu ergänzen. 
(2)Die Hecken seien im Rahmen der Erweiterung des Unterstandes gemäss Situationsplan «Er­ 

satz: Hecke Abstellplatz» vom 26. März 2012 zu ergänzen und künftig gemäss Pflegekon­ 
zept vom 1 7. Juni 2019 zu pflegen. 

(3 )Es sei sicherzustellen, dass sich die Begrünung der Fassaden gut entwickelt. Kletterpflanzen 
seien zu Beginn gegebenenfalls in die Rankhilfen einzuflechten. Abgestorbene Pflanzen 
seien laufend zu ersetzen. Eine möglichst schnelle, flächendeckende Begrünung der Fassade 
sei anzustreben. Der Unterhalt richte sich nach dem Pflegekonzept vom 17. Juni 2019. 

Altlasten / Gewässerschutzraum 
( 4) Die Aushubarbeiten seien gemäss Altlastenbericht fachtechnisch zu begleiten. 
(5) Es seien Entsorgungsnachweise vorzulegen. 
(6) Es sei der Gewässerschutzbereich Au zu beachten. 
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Hochwasserschutz 

(7) Die Vorgaben gemäss kantonaler Gefahrenkarte Hochwasser seien einzuhalten. 
(8) Das Vorhaben dürfe die bestehende Hochwassersituation nicht verschärfen. 

3. Stellungnahme des Kantons Aargau 
Der Kanton Aargau formulierte in seiner Stellungnahme vom 5. März 2026 folgende Anträge: 
(9) Die kommunale Stellungnahme ist dem Kanton von der Genehmigungsbehörde zur Stel- 

lungnahme zu eröffnen. 
(10)Die Arbeitszeiten während der Bauphase seien auf07.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 17.00 

Uhr (ausnahmsweise bis 19.00 Uhr) zu beschränken. 
(11)Lärmintensive Bauarbeiten seien auf 07.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 17.00 Uhr zu be­ 

schränken. 
(12)Die wirkungsvollsten Massnahmen der Massnahmenstufe B seien in die Submissionsun­ 

terlagen und Werkverträge aufzunehmen. 
(13)Die Fundation müsse flachgründig erfolgen. Falls durch die Fundation / Baugrubensiche­ 

rung zusätzliche Einbauten unter den mittleren Grundwasserspiegel ragen, so sei eine Pro­ 
j ektanpassung einzureichen. 

(14)Die Fassadenbegrünung diene der Einordnung in die Umgebung und sie sei dauerhaft zu 
erhalten und fachgerecht zu pflegen. Allfällige Abgänge von Gehölzen seien zu ersetzen. 

(15) Gestützt auf Art. 15 Abs. 2 ~ ~ der Freisetzungsverordnung (FrSV; SR 814.911) sei auf die 
Pflanzung von Parthenocissus, quinquefolia zu verzichten. 

Am 13. März 2026 übermittelte die Genehmigungsbehörde dem Kanton wie beantragt (9) die 
Stellungnahme der Stadt Brugg. Mit Schreiben vom 23. März 2026 unterstützte der Kanton die 
kommunale Stellungnahme. Antrag (9) wurde somit hinfällig. 

4. Stellungnahme des BAFU 
Das BAFU formulierte in seiner Stellungnahme folgende Anträge: 
(16) Die Gesuchstellerin habe während der Bauphase und in den ersten 3 Jahren nach Bauab- 

schluss in den direkt vom Projekt betroffenen Gebieten das Aufkommen von invasiven 
Neophyten zu kontrollieren. Kommen Neophyten auf, seien Massnahmen zu deren Besei­ 
tigung zu treffen. 

(17) Antrag (13) in der kantonalen Stellungnahme vom 5. März 2026 sei zu berücksichtigen. 

5. Stellungnahme der Gesuchstellerin 

Die verschiedenen Stellungnahmen wurden der Gesuchstellerin zugestellt. Diese erklärte sich 
in ihrer Stellungnahme vom 23. April 2026 grundsätzlich mit den eingegangenen Anträgen und 
Bemerkungen einverstanden und sicherte zu, diese in der weiteren Planung sowie in der Aus­ 
führung zu berücksichtigen. 

6. Beurteilung der Genehmigungsbehörde 
a. Natur und Landschaft 
Der Standort des Projekts liegt am Rande des Objekts Nr. 1019 ,,Wasserschloss am Zusammen­ 
fluss von Aare, Reuss und Limmat" des Bundesinventars der Landschaften und Naturdenkmä­ 
ler von nationaler Bedeutung (BLN). 
In ihrer Stellungnahme führte die Stadt Brugg aus, dass das VBS mit Entscheid vom 22. De­ 
zember 2010 die nördliche Erweiterung des Aussenplatzes der Zone Waffenplatz zum Abstel­ 
len von Fahrzeugen genehmigt habe unter der Auflage, dass der erweiterte Aussenplatz gegen 
Nordwesten durch eine geeignete, standortheimische Bepflanzung (z. B. Hecke) abgegrenzt 
werde. Diese Auflage stütze sich auf die Stellungnahmen der Stadt Brugg vom 29. Oktober 
2009 und des kantonalen Departements Bau, Verkehr und Umwelt vom 29. Juni 2010. 
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Gemäss dem Situationsplan «Ersatz: Hecke Abstellplatz» vom 26. März 2012 sei im nördlichen 
Bereich des Grundstücks LIG Brugg 4254 entlang der Strasse dreiseitig eine Hecke als Ersatz 
für die Ausweitung des Aussenplatzes vorgesehen. In ihrer Stellungnahme vom 8. Juni 2018 
habe die Stadt Brugg die Ruderalvegetation im Nordwestbereich der Zone ,,Waffenplatz" posi­ 
tiv gewürdigt, habe jedoch Mängel bei der Pflege der Heckenpflanzen festgestellt. 
Ein Augenschein im Februar 2026 habe gezeigt, dass sich die Hecken weiterhin nicht wiege­ 
wünscht entwickeln würden. Auf dem eingereichten Plan «13 Fassadenbegrünung» seien die 
Hecken auf der Nordostseite des bestehenden Unterstands sowie der geplanten Erweiterung 
nicht dargestellt. Die Begrünung der Fassaden sowie der Ersatz abgestorbener Pflanzen am be­ 
stehenden Unterstand würden begrüsst. Entsprechend stellte die Stadt die Anträge (1) bis (3). 
Der Kanton Aargau wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass das Vorhaben nebst dem 
BLN-Objekt Nr. 1019 auch an die Landschaftsschutzzone des Dekrets über den Schutz des 
Mündungsgebiets Aare-Reuss-Lirnmat (Wasserschlossdekret, WSD) grenze. Zudem grenze 
das Vorhaben an eine Landschaft von kantonaler Bedeutung (LkB) gemäss Richtplan und eine 
Landschaftsschutzzone gemäss Kulturlandplan. 
Das Gebäude werde leicht verlängert und habe dann eine Länge von ca. 60 m (Breite ca. 30 m 
und Höhe ca. 7 m). Es sei keine Aussenbeleuchtung projektiert. Gemäss § 42 Abs. 1 des kan­ 
tonalen Baugesetzes müssten sich Gebäude hinsichtlich Grösse, Gestaltung und Oberfläche des 
Baukörpers sowie dessen Aussenraums so in die Umgebung einordnen, dass eine gute Gesamt­ 
wirkung entstehe. Die bestehende Fassadenbegrünung an der Halle werde beibehalten und im 
Bereich des Anbaus erweitert. Damit werde die Halle aus Richtung des BLN und der weiteren 
Schutzgebiete in die Umgebung eingeordnet. Die Fassadenbegrünung diene der Einordnung in 
die Umgebung, sie sei dauerhaft zu erhalten und fachgerecht zu pflegen. Allfällige Abgänge 
von Gehölzen seien zu ersetzen (14). 
Gemäss der «Fassadenbepflanzung» würden beispielsweise "Wilder Wein" (Parthenocissus, 
quinquefolia) und "Jelängerjelieber" (Lonicera, caprifolium) gepflanzt werden. Aus welchen 
Pflanzen die bestehende Fassadenbegrünung bestehe, sei nicht ersichtlich. Parthenocissus, 
quinquefolia und Lonicera, caprifolium seien beides keine einheimischen Pflanzen. 
Parthenocissus, quinquefolia sei zudem im Anhang 2.2 FrSV gelistet und dürften nicht für den 
direkten Umgang in der Umwelt in Verkehr gebracht werden (Art. 15 Abs. 2 ~ ~ FrSV). Das 
heisse, Parthenocissus, quinquefolia dürfe weder in die Schweiz eingeführt werden, noch ver­ 
kauft oder verschenkt oder in einer anderen Form an Dritte abgegeben werden. Somit sei auf 
die Verwendung von Parthenocissus, quinquefolia zu verzichten (15). 
Schliesslich empfahl der Kanton, grundsätzlich einheimische Pflanzen zu verwenden. Falls 
auch in der bestehenden Fassadenbegrünung Parthenocissus, quinquefolia oder andere invasive 
Neophyten vorhanden seien, empfahl der Kanton, diese zu ersetzen. Invasive Neophyten seien 
fachgerecht zu entsorgen. 
Das BAFU unterstützte die kantonalen und kommunalen Anträge zum Verzicht auf nicht ein­ 
heimische Arten, insbesondere im Hinblick auf die für Neophyten geltenden Bestimmungen, 
zum Ausschluss bestimmter verbotener Arten sowie zur konsequenten Umsetzung und fachge­ 
rechten Pflege der Begrünungsmassnahmen, insbesondere der Hecken und Fassadenbegrünun­ 
gen. Entsprechend stellte das BAFU den Antrag, während der Bauphase und in den ersten drei 
Jahren nach Bauabschluss in den direkt vom Projekt betroffenen Gebieten das Aufkommen von 
invasiven Neophyten zu kontrollieren. Kämen Neophyten auf, seien Massnahrnen zu deren Be­ 
seitigung zu treffen (16). 
In ihrer Stellungnahme sicherte die Gesuchstellerin zu, Antrag (1) der Stadt in der Projektpla­ 
nung zu berücksichtigen. Antrag (2) werde im Laufe des Übergabeprozesses an die Betreiberin 
der Logistik-Aussenstelle übermittelt. Antrag (3) werde ebenfalls umgesetzt und die Betreibe­ 
rin entsprechend eingebunden. 
Die Anträge (1) bis (3) der Stadt sind sachgerecht und die Gesuchstellerin hat deren Umsetzung 
in Aussicht gestellt. Die Anträge werden gutgeheissen und als Auflagen übernommen. 



Zu den Anträgen (14) und (15) des Kantons sicherte die Gesuchstellerin ebenfalls zu, diese 
umzusetzen. Auch diese Anträge sind sachgerecht, werden gutgeheissen und nachfolgend als 
Auflagen übernommen. 
Gleiches gilt für Antrag (16) des BAFU. Die Gesuchstellerin werde die Betreiberin über die 
Auflage informieren. Der Antrag wird gutgeheissen und es ergeht eine entsprechende Auflage. 

b. Grundwasser 
In seiner Stellungnahme wies der Kanton daraufhin, dass nach Art. 43 des Gewässerschutzge­ 
setzes (GSchG; SR 814.20) das Speichervolumen und der Durchfluss nutzbarer Grundwasser­ 
vorkommen durch Einbauten nicht wesentlich und dauernd verringert werden dürfen. Nach An­ 
hang 4 Ziffer 211 der Gewässerschutzverordnung (GSchV; SR 814.201) dürften im Gewässer­ 
schutzbereich Au keine Bauten erstellt werden, die unter dem mittleren Grundwasserspiegel 
liegen. 
Der Projektstandort befinde sich im Gewässerschutzbereich Au über einem Grundwasservor­ 
kommen von mittlerer Mächtigkeit. Gemäss kantonaler Grundwasserkarte liege der mittlere 
Grundwasserspiegel auf rund 328 m ü. M. (Angaben ohne Gewähr). Die vorgesehene Funda­ 
tionshöhe liege auf ca. 330.70 m ü. M. Somit gebe es keinen Einbau unter den mittleren Grund­ 
wasserspiegel, die Fundation müsse aber flachgründig erfolgen (13). Das BAFU unterstützte 
diesen Antrag (17). Auch die Stadt Brugg beantragte die Beachtung des Gewässerschutzbe­ 
reichs A„ (6). 
In ihrer Stellungnahme sicherte die Gesuchstellerin zu, die Anträge (6), (13) und (17) in der 
Projektplanung zu berücksichtigen. 
Die Anträge sind sachgerecht und die Gesuchstellerin hat deren Umsetzung in Aussicht gestellt. 
Antrag (13) des Kantons wird gutgeheissen und als Auflage übernommen. Die Anträge (6) und 
(17) der Stadt und des BAFU sind damit hinfällig und werden als gegenstandslos abgeschrie­ 
ben. 
c. Altlasten 
In ihrer Stellungnahme verlangte die Stadt, die vorgesehenen Aushubarbeiten seien gemäss 
Altlastenbericht fachgerecht zu begleiten (4). Die Triage des Materials müsse vor Ort durchge­ 
führt und dokumentiert werden. Entsorgungsnachweise seien den zuständigen Behörden vor­ 
zulegen (5). 
In ihrer Stellungnahme sicherte die Gesuchstellerin zu, diese Anträge in der Projektplanung zu 
berücksichtigen. 
Die Anträge sind sachgerecht und die Gesuchstellerin hat deren Umsetzung in Aussicht gestellt, 
weshalb sie gutgeheissen und als Auflagen übernommen werden. 

d. Hochwasserschutz 
Die Stadt Brugg wies in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass gemäss der kantonalen Gefahren­ 
karte das Baugrundstück in der Hochwassergefahrenzone 2 (mittlere Gefährdung) liege. Es sei 
sicherzustellen, dass sich die Hochwassersituation durch das Vorhaben nicht verschärfe und 
keine Retentionsflächen beeinträchtigt würden. Eventuell erforderliche objektschutzrelevante 
Massnahmen seien zu berücksichtigen (7 und 8). 
In ihrer Stellungnahme sicherte die Gesuchstellerin zu, diese Anträge in der Projektplanung zu 
berücksichtigen. 
Die Anträge sind sachgerecht und die Gesuchstellerin hat deren Umsetzung in Aussicht gestellt, 
weshalb sie gutgeheissen und als Auflagen übernommen werden. 

e. Lärmschutz 
Die Baulärmrichtlinie des BAFU konkretisiert die Lärmschutz-Verordnung (LSV; SR 814.41) 
und legt bauliche sowie betriebliche Massnahmen zur Begrenzung des Baulärms fest. 
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Der Abstand der Baustelle zu den nächstgelegenen Gebäuden mit lärmempfindlicher Nutzung 
beträgt weniger als JOO m, weshalb gemäss der Richtlinie für die Bauarbeiten Massnahmen für 
den Lärmschutz notwendig sind. 
Die Gesuchstellerin legte in den Gesuchsunterlagen die Massnahmenstufe B fest und gab an, 
die Bauarbeiten seien während des Tages zwischen 07.00 - 12.00 Uhr und 13.00 - 19.00 Uhr 
auszuführen. Müssten Bauarbeiten ausserhalb dieser Tageszeiten oder an Sonn - und allgemei­ 
nen Feiertagen durchgeführt werden, würden die Massnahmen verschärft werden. 
Für den Lärm durch die betriebliche Nutzung wurde gemäss dem Baugesuchsdossier auf die 
Erstellung eines Lärmgutachtens verzichtet. Der Grund sei, dass die Halle ausschliesslich der 
Unterbringung von Booten diene. Lärmintensive Unterhalts- oder Instandhaltungsmassnahmen 
fänden dort nicht statt. Aus der Erfahrung mit der bisherigen Nutzung des bestehenden Boots­ 
unterstands könne man von 4 bis 5 Rangierfahrten pro Woche während der üblichen Tagesar­ 
beitszeiten ausgehen. Dabei würden gängige Zugfahrzeuge zum Einsatz kommen, die den ge­ 
setzlichen Vorgaben bezüglich erlaubter Lärmemissionen entsprechend würden. 
In seiner Stellungnahme stellte der Kanton fest, dass sich der bestehende Unterstand gemäss 
rechtskräftigem Bauzonen- und Kulturlandplan .der Gemeinde Brugg in der Zone Waffenplatz 
WP befinde, welcher die Empfindlichkeitsstufe ES III zugeordnet sei. 
Im Baubeschrieb vom 19. September 2025 werde für die Bauarbeiten die Massnahmenstufe B 
festgelegt. Der Kanton erklärte sich mit dieser Festlegung einverstanden. Gemäss der Massnah­ 
menliste der Baulärmrichtlinie des BAFU seien die Bauarbeiten auf 07.00 bis 12.00 Uhr und 
13.00 bis 17.00 Uhr (ausnahmsweise bis 19.00 Uhr) zu beschränken und die lärmintensiven 
Bauarbeiten auf 07.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 17.00 Uhr (10, 11). Zudem seien die wir­ 
kungsvollsten Massnahmen der Massnahmenstufe Bin die Submissionsunterlagen und Werk­ 
verträge aufzunehmen, damit sie für den Unternehmer verbindlich werden (12). 
Bezüglich des Lärms durch die betriebliche Nutzung erklärte sich der Kanton einverstanden 
damit, dass nach den Ausführungen im Baubeschrieb keine detaillierteren Abklärungen bezüg­ 
lich des Betriebslärms gemacht wurden. 
In ihrer Stellungnahme sicherte die Gesuchstellerin zu, die Anträge (10) bis (12) bei der Pla­ 
nung des Ausführungsprojekts zu berücksichtigen. 
Die Anträge sind sachgerecht und die Gesuchstellerin hat deren Umsetzung in Aussicht gestellt, 
weshalb sie gutgeheissen und als Auflagen übernommen werden. 

f. Luftreinhaltung 
Die Richtlinie zur Luftreinhaltung auf Baustellen des BAFU konkretisiert die Luftreinhalte­ 
Verordnung (LRV; SR 814.318.142.1) und ist auf das Bauvorhaben anwendbar. Gemäss der 
Richtlinie sehen die Gesuchsunterlagen die Massnahmenstufe A vor. 
In der Anhörung sind weder vom Kanton noch vom BAFU Anmerkungen zur Luftreinhaltung 
eingegangen. Die Festlegung der Massnahmenstufe A ist korrekt. 

C. Ergebnis 
Nach erfolgter Prüfung kann festgehalten werden, dass das Vorhaben mit dem massgebenden 
materiellen und formellen Recht übereinstimmt und somit die Voraussetzungen für die Ertei­ 
lung der militärischen Plangenehmigung erfüllt sind. 
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und verfügt demnach: 

1. Plangenehmigung 

Das Vorhaben von armasuisse Immobilien, Baumanagement Zentral, vom 13. Januar 2026, in 
Sachen 
Brugg, ALC Aussenstelle Aufeld; Unterstand 5854/UB für Patrouillenboote 

mit den nachstehenden Unterlagen: 
- Projektdossier vom 19. September 2025 
- Baubeschrieb nach BKP vom 1. April 2025 
- Abfallrechtliche Untersuchung vom 12. Dezember 2025 
- Nutzungsvereinbarung vom 20. März 2025 
- Plan Nr. 05847_UB / 2 
- Plan Nr. 05847_UB / 2 
- Plan Nr. 05847 UB / 2 
- Plan Nr. 05847 UB / 2 
- Plan Nr. 05847_UB / 2 
- Plan Nr. 05847 _UB / 2 
- Plan Nr. 05847 UB / 2 
- Plan Nr. 05847_UB / 2 
- Plan Nr. 05847_UB / 2 
- Plan Nr. 05847_UB / 2_1923 vom 2. September 2025; Baugrubenaushub, 1:100 
wird im Sinne der Erwägungen unter Auflagen genehmigt. 

2. Festlegung Massnahmenstufe für Lärm während der Bauphase 
Für die Bauarbeiten wird die Massnahmenstufe B gemäss Baulärm-Richtlinie BAFU festgelegt. 

3. Auflagen 
a. Der Baubeginn, die voraussichtliche Dauer der Arbeiten sowie der Bauabschluss sind der 

Genehmigungsbehörde sowie der Stadt Brugg spätestens 1 Monat vor Beginn der Bauar­ 
beiten schriftlich mitzuteilen. Die Genehmigungsbehörde behält sich eine Baukontrolle 
vor. 

b. Die Gesuchstellerin hat in einem Bericht festzuhalten, wie die hier verfügten Auflagen um­ 
gesetzt worden sind. Der Bericht ist der Genehmigungsbehörde unaufgefordert spätestens 
drei Monate nach Abschluss der Arbeiten einzureichen. 

c. Nachträgliche Projektanpassungen sind der Genehmigungsbehörde anzuzeigen. Sie ordnet 
bei wesentlichen Anpassungen ein neues Plangenehmigungsverfahren an. 
Natur und Landschaft 

d. Die Hecken gemäss Situationsplan «Ersatz: Hecke Abstellplatz» vom 26. März 2012 sind 
auf dem Plan «Fassadenbepflanzung» zu ergänzen. 

e. Die Hecken sind im Rahmen der Erweiterung des Unterstands gemäss Situationsplan «Er­ 
satz: Hecke Abstellplatz» vom 26. März 2012 zu ergänzen und künftig gemäss Pflegekon­ 
zept vom 17. Juni 2019 zu pflegen. 

0030 vom 2. September 2025; Bauplatzinstallation, 1:500 
1000 vom 2. September 2025; Situation, 1:500 
1010 vom 2. September 2025; Erdgeschoss Grundriss, 1:100 
1020 vom 2. September 2025; Dachaufsicht Grundriss, 1:100 
1021 vom 4. Dezember 2025; Brandschutz Grundriss, 1:100 
1110 vom 2. September 2025; Schnitte 1/2, 1 :100 
1810 vom 2. September 2025; Fassaden NO/SO/SW/NW, 1 :100 
1910 vom 2. September 2025; Fassadenbepflanzung, 1:100 
1921 vom 2. September 2025; Kanalisation, 1:100 
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f. Es ist sicherzustellen, dass sich die Begrünung der Fassaden gut entwickelt. Kletterpflan­ 
zen sind zu Beginn gegebenenfalls in die Rankhilfen einzuflechten. Abgestorbene Pflanzen 
sind laufend zu ersetzen. Eine möglichst schnelle, flächendeckende Begrünung der Fassade 
ist anzustreben. Der dauerhafte Erhalt und die fachgerechte Pflege richtet sich nach dem 
Pflegekonzept vom 1 7. Juni 2019. 

g. Auf die Pflanzung von Parthenocissus, quinquefolia ist zu verzichten. 
h. Die Gesuchstellerin hat während der Bauphase und in den ersten 3 Jahren nach Bauab­ 

schluss in den direkt vom Projekt betroffenen Gebieten das Aufkommen von invasiven 
Neophyten zu kontrollieren. Kommen Neophyten auf, sind Massnahmen zu deren Beseiti­ 
gung zu treffen. 
Altlasten 

1. Die Aushubarbeiten sind gemäss dem Altlastenbericht fachtechnisch zu begleiten. 

J. Die Entsorgungsnachweise sind der Genehmigungsbehörde vorzulegen. 
Grundwasserschutz 

k. Die Fundation muss flachgründig erfolgen. Falls durch die Fundation/ Baugrubensiche­ 
rung zusätzliche Einbauten unter den mittleren Grundwasserspiegel ragen, so ist eine Pro­ 
j ektanpassung einzureichen. 
Hochwasserschutz 

1. Die Vorgaben gemäss kantonaler Gefahrenkarte Hochwasser sind einzuhalten. 
m. Das Vorhaben darf die bestehende Hochwassersituation nicht verschärfen. 

Lärmschutz 

Die Arbeitszeiten während der Bauphase sind auf 07.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 17.00 
Uhr (ausnahmsweise bis 19.00 Uhr) zu beschränken. 

o. Lärmintensive Bauarbeiten sind auf 07.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 17.00 Uhr zu be­ 
schränken. 

p. Die wirkungsvollsten Massnahmen der Massnahmenstufe B sind in die Submissionsunter- 
lagen und Werkverträge aufzunehmen. 

4. Anträge der Stadt Brugg und des Kantons Aargau 
Die Anträge der Stadt Brugg und des Kantons Aargau werden gutgeheissen, soweit sie nicht 
ausdrücklich als gegenstandslos abgeschrieben werden. 

5. Verfahrenskosten 
Das materiell anwendbare Bundesrecht sieht keine Kostenpflicht vor. Es werden somit keine 
Verfahrenskosten erhoben. 

6. Eröffnung 

Die vorliegende Verfügung wird gemäss Art. 30 MPV den Verfahrensbeteiligten eingeschrie­ 
ben zugestellt und im Bundesblatt angezeigt. Dem BAFU als betroffene Fachbehörde des Bun­ 
des wird der Entscheid per E-Mail mitgeteilt. 
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7. Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen nach Eröffnung beim Bundesverwaltungs­ 
gericht, Postfach, 9023 St. Gallen, Beschwerde geführt werden (Art. 130 Abs. 1 MG). Die 
Rechtsschrift enthält die Begehren, deren Begründung mit Angabe der Beweismittel und die 
Unterschrift. Der angefochtene Entscheid und die Beweismittel sind beizulegen (vgl. Art. 52 
Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, VwVG; SR 172.021). 

EIDG. DEPARTEMENT FÜR VERTEIDIGUNG, 
BEVÖLKERUNGSSCHUTZ UND SPORT 
i.A. Der Chef Raum und Umwelt VBS 

Bruno Locher 

Eröffnung an: 
- armasuisse Immobilien, Baumanagement Zentral, Murmattweg 6, 6000 Luzern 30 
- Kanton Aargau, Departement Bau, Verkehr und Umwelt, Abteilung für Baubewilligungen, 
- Entfelderstrasse 22, 5001 Aarau (R) 
- Stadt Brugg, Planung und Bau, Hauptstrasse 5, 5201 Brugg (R) 

z. K. an (jeweils per E-Mail): 
- BAFU, Abteilung Biodiversität und Landschaft 
- armasuisse Immobilien, SIP 
- armasuisse Immobilien, UNS 
- armasuisse Immobilien, FM 
- ASTAB, Immo V 
- Waffenplatzkommando Brugg 
- Kantonale Vermessungsaufsicht (vermessungsamt@ag.ch) 
- Pro Natura (mailbox@pronatura.ch) 
- WWF Schweiz (service@wwf.ch) 
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